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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Deutsche Bundesbahn 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. dem Bundestag in Verbindung mit der endgültigen Entschei- 
dung über das Streckennetz ein mittelfristiges, finanziell ab- 
gesichertes Investitionsprogramm vorzulegen, das die sach- 
liche, zeitliche und räumliche Priorität beim Ausbau der 
Infrastruktur der Bahn sowie bei den Investitionen in den 
einzelnen Leistungsbereichen der Bahn transparent macht, 

2. die Investitionsplanungen bei der Bahn so voranzutreiben, 
daß auch Zusatzmittel im Rahmen von Sonderprogrammen 
nach den festgelegten Prioritätsmaßstäben jederzeit inve- 
stiert werden können, 

3. für die vorrangigen Rationalisierungsmaßnahmen ohne Ka- 
pitaleinsatz einen Prioritätenkatalog aufzustellen, 

4. die entsprechenden Vorbereitungen dafür zu treffen, daß 
erstmals im Bundeshaushalt 1978 die Mittelbewirtschaftung 
bei den sogenannten gemeinwirtschaftlichen Leistungen der 
Bundesbahn 

— für sozialpolitische Auflagen (Sozialverkehre) dem Bun- 
desminister für Arbeit und Soziales, 

— für bildungspolitische Auflagen (Schüler- und Ausbil- 
dungsverkehre) dem Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft, 

— für familienpolitische Auflagen dem Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit, 

— für regionalpolitisch bedingte Auflagen (Aufrechterhal- 
tung von Strecken und Bahnhöfen) dem Bundesminister 
für Wirtschaft 

übertragen wird, wobei ein nachrichtlicher Ausweis der Mit- 
tel im Einzelplan 12 erfolgt, 
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5. bei der Unternehmensleitung der Bahn die Entwicklung 
einer unternehmerischen Kostenrechnung zu beschleunigen, 
damit die Bahn jederzeit Klarheit darüber hat, wann und wo 
ihr Kosten in welcher Höhe entstehen. 


Bonn, den 25. August 1977 


Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 


Begründung 

Der „Leistungsauftrag" der Bundesregierung vom April 1977 an 
die Deutsche Bundesbahn enthält zwar eine vage Aufzählung 
der Gesichtspunkte, von denen sich die Bahn bei ihrer Investi- 
tionstätigkeit leiten lassen soll. Nicht zu entnehmen ist dem 
„Leistungsauftrag“, an welchen Zielen die Bahn ihre Investi- 
tionspolitik wirklich ausrichten soll. Es fehlen die Kriterien und 
deren Bewertung. Entsprechend fehlt es an einem verbindlichen, 
d. h. auch finanziell abgesicherten Investitionsprogramm, das 
- vergleichbar dem Fernstraßenausbauplan - sachliche, zeit- 
liche und räumliche Priorität bei den Investitionen und Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen der Bahn erkennen ließe. 

Bei den gemeinwirtschaftlichen Leistungen der Bahn und deren 
Folgelasten für den Bundeshaushalt bedarf es im Interesse des 
Steuerzahlers, der Bahn selbst und der Wirtschaftlichkeit der 
Verkehrsbedienung größerer Klarheit. Es geht nicht an, daß 
z. B. auch die Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976 den 
Zuschußbedarf der Bahn von über 10 Milliarden DM kritisiert, 
aber dabei nicht deutlich wird, daß ca. 6,5 Milliarden DM auf ge- 
meinwirtschaftliche Leistungen der Bahn entfallen, zu denen sie 
wegen politischer Auflagen verpflichtet ist. Um die Verantwort- 
lichkeiten deutlich zu machen, sollen die Folgekosten gemein- 
wirtschaftlicher Leistungen der Bahn in die Haushalte der zu- 
ständigen Bundesressorts übertragen werden. Dadurch wird zu- 
gleich ein notwendiger Zwang zu laufenden Erfolgs- und Alter- 
nativrechnungen beim Veranlasser geschaffen. 

Schließlich haben die Diskussionen um die Sanierung der Bahn 
deutlich gemacht, daß das Rechnungswesen, insbesondere die 
Kostenrechnung der Bahn, noch wesentlich verbessert werden 
muß. 
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